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Interfraktioneller Antragsentwurf der Fraktionen SPD, CDU, Bündnis 90/Grüne, FDP, Bürger Bund Bonn

Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie 

Nicht öffentliche Sitzung am 28.6.2005 

Betreff: Kinder ohne Aufenthaltsstatus und Duldung

Zum Wohle der Kinder ohne legalen Aufenthaltsstatus und zur Beseitigung von Rechtsunsicherheiten bei den städtischen Stellen und bei den Trägern bittet der Jugendhilfeausschuss die Oberbürgermeisterin um die Umsetzung folgender Punkte:

· Die Stadt Bonn setzt sich auf Landes- und Bundesebene sowie beim Deutschen Städtetag dafür ein, dass gesetzlich klargestellt wird, dass Mitarbeiter von Schulen, Kindergärten und ähnlichen Einrichtungen grundsätzlich nicht verpflichtet sind, den Behörden ausländische Kinder und Jugendliche ohne legalen Aufenthaltsstatus zu melden.
· Die Stadt Bonn setzt sich auf Landes- und Bundesebene sowie beim Deutschen Städtetag dafür ein, dass die einschlägigen Vorschriften mit der Zielsetzung ergänzt werden, dass Personen und Organisationen, die sich aus humanitären Gründen um Menschen ohne Aufenthaltserlaubnis kümmern, sich nicht der Gefahr der Strafverfolgung wegen Beihilfe zu Straftaten aussetzen.

Begründung: Erfolgt mündlich.

Bonn, 7.6.2005

Gez. E. Harder, M. Schuck, D. Paß-Weingartz, A. Kansy, Dr. J. Grüner

f.d.R. B. Lange, J. Kuhl, U. Schillemeit, A. Haffner, D. Lahmann

